
Anspruch hat. Hellhörig werden Pa-
tienten in der Regel nur dann, wenn sie
eine Berufsunfähigkeits-, Lebens- oder
private Krankenversicherung abschlie-
ßen wollen – und plötzlich wegen auf-
fälliger Diagnosen abgelehnt werden
oder höhere Risikozuschläge zahlen
müssen.

ERFUNDENE DIAGNOSEN
So geschah es auch bei Peters, der im
Zuge seiner Polizeiausbildung zunächst
erfolgreich eine Dienstunfähigkeitsver-
sicherung abgeschlossen hatte. Als er
den Versicherer über die neu entdeck-
ten psychosomatischen Diagnosen ord-
nungsgemäß informierte, kündigte die-
ser sofort den Vertrag – psychische Er-
krankungen gehören zu dem häufigsten
Grund für Berufsunfähigkeit. Seit sechs
Monaten befindet sich Peters nun in ei-
nem Rechtsstreit mit seinem ehemali-
gen Hausarzt. Unterstützt wird er da-
bei vom Bielefelder Versicherungsbera-
ter Shahryar Honarbakhsh, der sich mit
seinem Unternehmen Beamtenservice-
.de auf den öffentlichen Dienst speziali-
siert hat. „Täglich kommen Kunden auf
mich zu, die wegen erfundener Diagno-
sen keine angemessene Versicherung
abschließen können“, sagt Honar-
bakhsh. Sein Team investiere mittler-
weile viel Zeit in den Schriftverkehr mit
Medizinern und Anwälten, um die Ein-
träge in der Patientenquittung korrigie-
ren zu lassen. „Die Zahl der Fälle hat in
den vergangenen Jahren extrem zuge-
nommen“, sagt Honarbakhsh.

Patienten können sich bei Auffällig-
keiten nicht nur an Versicherungsbera-
ter, sondern auch an ihre Krankenkasse
oder an die kassenärztliche Vereinigung
(KV) wenden, die stichprobenartig Ab-
rechnungen prüft. Kann der Arzt die
Falschabrechnungen gegenüber der KV
nicht plausibel erklären und besteht der
Anfangsverdacht einer Straftat, wird
der Fall an die Staatsanwaltschaft wei-
tergeleitet. Doch diese, kritisiert der
Bund Deutscher Kriminalbeamter, sei

oft überfordert. „Bei den meisten
Staatsanwaltschaften gibt es keine Spe-
zialisierung auf Abrechnungsbetrug,
auch gibt es nur in acht Bundesländern
spezialisierte Dienststellen der Polizei“,
sagt Bundesvorsitzender Dirk Peglow
dieser Zeitung. Dabei gehe es um Sum-
men in einer Milliardenhöhe. „Ich sehe
wenig politischen Willen, die Strafver-
folgungsbehörden so aufzubauen, dass
sie in der Lage sind, Betrugsstraftaten
im Gesundheitswesen nachhaltig zu be-
kämpfen“, sagt er.

Als seltenes Positivbeispiel gilt die
Bayerische Zentralstelle zur Bekämp-
fung von Betrug und Korruption im Ge-
sundheitswesen bei der Generalstaats-
anwaltschaft Nürnberg. Seit 2020 er-
mitteln dort 14 spezialisierte Staatsan-
wälte bayernweit, unterstützt durch
medizinische Abrechnungsfachkräfte
und einen IT-Forensiker. „Die Zahl der
ermittelten Betrugsfälle im bayerischen
Gesundheitssystem nimmt seit Jahren
zu“, sagt Oberstaatsanwalt Torsten
Haase im Gespräch mit dieser Zeitung.
Die meisten aktuell anhängigen Verfah-
ren laufen gegen Pflegedienste, Corona-
Testbetreiber und niedergelassene Ärz-
tinnen und Ärzte.

LÄNGST VERSTORBENEN
Die Zentralstelle übernimmt in erster
Linie Fälle, bei denen Ärzte systema-
tisch Leistungen abrechnen, die nie
stattgefunden haben, auch Luftleistun-
gen genannt. „Sobald die Gesundheits-
karte des Patienten einmal eingelesen
wurde, kann der Arzt ein Quartal lang
problemlos Leistungen abrechnen –
auch an Tagen, an denen der Patient nie
in der Praxis gewesen ist“, sagt Haase.
Besonders häufig würden Luftleistungen
abgerechnet, die beispielsweise im Zu-
sammenhang mit „psychosomatischen
Krankheitszuständen“ stehen. Oder
„dringende“ Hausbesuche am Wochen-
ende nach 19 Uhr, obwohl ei-
gentlich nur eine telefonische
Beratung stattgefunden hat.

Als aktuelles Beispiel nennt Haase
den Fall einer Mutter, die mit ihrer
Tochter lediglich für eine Impfung zum
Hausarzt in München gegangen ist.
Vier Tage später rechnete der Arzt für
die Tochter eine Gesprächstherapie we-
gen psychosomatischer Erkrankungen
ab und diagnostizierte eine Allergie.
Zusätzlich stellte er für die Mutter etwa
eine Untersuchung des Enddarms, ein
EKG, eine Messung der Lungenfunkti-
on sowie Früherkennung von Haut-
krebs in Rechnung. Nichts davon hat
tatsächlich stattgefunden. Im Januar
wurde der Allgemeinmediziner zu einer
Gesamtgeldstrafe von 24.000 Euro ver-
urteilt. Ein anderer Arzt, erzählt Ober-
staatsanwalt Haase, habe sogar Leis-
tungen für Patienten abgerechnet, die
bereits seit mehreren Monaten verstor-
ben waren.

Um valide festzustellen, ob es sich in
Deutschland nur um einzelne schwarze
Schafe oder Betrug im größeren Um-
fang handelt, fordert der GKV-Spitzen-
verband von der Bundesregierung seit
Jahren eine kriminologische Dunkel-
feld-Studie. Ein Sprecher des Bundesge-
sundheitsministeriums teilt auf Anfrage
mit, die Forderung sei „bekannt“. Das
Ministerium verfolge jedoch den An-
satz, vorhandene Ressourcen „in Rich-
tung Effektivierungsmaßnahmen der
Fehlverhaltensbekämpfung“ zu lenken.

Die Techniker Krankenkasse hofft auf
ein anderes Instrument: „Eine Chance,
künftig mehr Betrugsfälle aufzudecken,
kann die elektronische Patientenakte
bieten“, so eine Sprecherin. Die Akte
wird ab 2025 für jeden gesetzlich Versi-
cherten Pflicht, es sei denn er wider-
spricht. Wenn die Patienten den auto-
matischen Datenabruf auswählen, kön-
nen sie alle Diagnosen und Leistungen
einsehen, die die Ärzte abgerechnet ha-
ben. Allerdings nur mit reichlich Ge-
duld: bis die ärztlichen Abrechnungsda-

ten in der Akte ersichtlich sind,
vergehen in der Regel sechs bis
neun Monate.

Abrechnungsbetrug 
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W as die
„deut-
sche
Leitkul-

tur“ genau ausmacht,
kann ich leider auch
nicht sagen. Klar, in
Deutschland hat man
Weihnachtsbäume, backt
gutes Brot und geht
nackt in die Sauna. Ich
finde aber, dass man
Neubürger nicht dazu
nötigen sollte, sich ebenfalls nackt in
die Sauna zu setzen oder Weihnachts-
bäume aufzustellen. Sie sollten jedoch
davon absehen, Kalifate zu errichten.
Das wäre schon mal nett.

Die CDU ist verliebt in das Wort
„Leitkultur“. Beim CDU-Parteitag hat
die „heute show“, eine Satiresendung
im ZDF, ihren Reporter Lutz van der
Horst losgeschickt, um dort Delegierte
zu interviewen. Sie sollten sagen, was
sie unter „Leitkultur“ verstehen.

Positiv ist hervorzuheben, dass sie
offenbar echte CDUler interviewt ha-
ben. Bei Bürgerbefragungen im öffent-
lich-rechtlichen Fernsehen nehmen sie
manchmal Parteimitglieder der Grü-
nen oder die Praktikantin. Die tun
dann so, als seien sie Passanten, die
man zufällig angesprochen hat und die
zufällig genau das sagen, was die Ma-
cher der Sendung als Volksstimmung
verkaufen möchten. Die echte Volks-
stimmung genügt halt nicht immer den
Anforderungen des Fernsehens.

Van der Horst trug bei den Inter-
views Adiletten und weiße Socken, um
zu zeigen, wie lustig er ist. Die Inter-
views in dieser Sendung werden in der
Regel so zusammengeschnitten, dass
die Interviewten möglichst doof, bizarr
oder ahnungslos rüberkommen. Nicht
alle mögen das. Markus Söder hat vor
Jahren dem lustigen Horst einfach das
Mikro weggenommen.

Ich würde mich auch auf Interviews
nicht einlassen, bei denen klar ist, dass
nur nach Material gefischt wird, um
mich als Knallcharge präsentieren zu
können. Friedrich Merz dachte offen-
bar das Gleiche. Man sah im Beitrag in-
teressanterweise nicht, was Horst ihn
genau gefragt hatte und wie. Man sah
nur den Abgang des von Personen-
schützern umringten Merz und hörte,
wie Horst ihm schulmeisternd hinter-
herrief: „Es geht um Leitkultur, das be-

deutet doch auch, zu ant-
worten, wenn man was
gefragt wird.“ Das
kommt auf den Kontext
an, würde ich sagen.

Nun aber ging Merz’
Ehefrau Charlotte, eine
Richterin, auf Horst zu
und sagte, nachdem sie
sein Mikro mit der Hand
weggeschoben hatte, ru-
hig und sogar relativ
freundlich: „Leitkultur

bedeutet, als allererstes zu fragen, ob
man eine Antwort geben möchte.“ Sie
antwortete also nur auf Horsts Vor-
wurf. Und was sie sagte, war so falsch
nicht.

In „Spiegel“ und „Stern“ knöpfte
man sich jetzt, statt des sich entzogen
habenden Friedrich, die ihren Mann
verteidigende Charlotte Merz vor –
vermutlich ein Vorgeschmack darauf,
was diese beiden im Falle einer Merz-
schen Kanzlerkandidatur dort an jour-
nalistischer Leitkultur zu erwarten ha-
ben.

„Spiegel Online“: „Frau von Fried-
rich Merz bedrängt ,heute-show‘-Re-
porter.“ Bedrängt? Jeder kann sich das
im Netz anschauen. Horsts vermutlich
nicht allzu höflichen Auftritt als Fra-
gender haben sie dort ja leider wegge-
schnitten. Nur dessen Anmerkung,
Merz sei „halt ein Pascha“ blieb drin.

„Stern.de“: „Peinlicher Auftritt von
Charlotte Merz. Sie weist einen Repor-
ter zurecht und zeigt, dass sie offenbar
nicht weiß, was Pressefreiheit ist.“

Wenn „Pressefreiheit“ bedeutet,
dass man einem Reporter nicht mehr
widersprechen und ihm nicht sachlich
die Meinung sagen darf und außerdem
dass man jedem jederzeit für jedes Pro-
jekt auf jede gewünschte Weise zur
Verfügung zu stehen hat, dann werde
ich auf meine alten Tage womöglich
noch ein Gegner der Pressefreiheit.

Den Vogel abgeschossen hat aller-
dings der Deutsche Journalistenver-
band, dessen Sprecher*in (beim DJV
sind sie sehr fürs Gendern) dem „Köl-
ner Stadtanzeiger“ erklärte, es sei „ei-
ne Unverschämtheit“, dass Charlotte
Merz „Journalisten Benimmregeln bei-
bringen will“. Da sage ich: Irgendje-
mand muss den Job doch machen,
wenn es die Eltern nicht getan haben.

Ganz wichtige Benimmregel: Mög-
lichst bei der Wahrheit bleiben. Dass
Charlotte Merz Horst „körperlich an-
gegangen“ habe, wie dieser hinterher
behauptete, ist so maßlos übertrieben,
dass sich das Wort „gelogen“ geradezu
aufdrängt.

Was den journalistischen Umgang
mit Menschen angeht, die einem nicht
links genug sind, empfehle ich, folgen-
den Rat zu beherzigen: „Wir müssen
uns die Sorgen und Bedenken der an-
deren anhören, müssen erkennen, wo-
her sie kommen, und müssen diskutie-
ren, was wir tun können, um die Spal-
tung wegen unterschiedlicher Sicht-
weisen zu überwinden. Sie als Medien-
schaffende und Reporterinnen und Re-
porter spielen dabei eine zentrale Rol-
le.“ So gesagt von Annalena Baerbock
am 19. Juni 2023 in ihrer Videobot-
schaft für das Global Media Forum der
Deutschen Welle.

Möglichst bei
der Wahrheit bleiben

NEBEN DER SPUR

VON HARALD MARTENSTEIN

LEITKULTUR
BEDEUTET, ALS
ALLERERSTES ZU
FRAGEN, OB MAN
EINE ANTWORT
GEBEN MÖCHTE
CHALOTTTE MERZ
in „heute show“

,,

D ie im europäischen Vergleich
hohen Sozialleistungen in
Deutschland für Flüchtlinge
aus der Ukraine haben eine

Debatte um die Unterstützung für die
Vertriebenen entfacht. „Wir fordern ei-
ne europaweite Harmonisierung von In-
tegrations- und Sozialleistungen, die
sich an den Lebens- und Sozialstan-
dards der jeweiligen Mitgliedstaaten
orientieren sollten“, sagte der Präsident
des Deutschen Landkreistages, Rein-
hard Sager, der WELT AM SONNTAG.

VON NIKOLAUS DOLL 

„Das hohe Niveau der Sozialleistun-
gen hierzulande macht Deutschland als
Ziel für Flüchtlinge besonders attraktiv
und fördert eine ungleichmäßige Vertei-
lung von Geflüchteten innerhalb der
EU“, erklärte Sager. Nach der Europa-
wahl müsse die EU „dieses Vorhaben
dringlich angehen“. Gerd Landsberg,
Ehrengeschäftsführer des Deutschen

Städte- und Gemeindebunds, sagte, es
müsse „kritisch hinterfragt werden, ob
die Sonderstellung der ukrainischen
Flüchtlinge, automatisch Bürgergeld-
Bezieher zu werden, dauerhaft bestehen
bleiben sollte“. Ukrainer seien damit
besser gestellt als Kriegsflüchtlinge aus
anderen Konfliktregionen.

Deutschland hat derzeit 1,152 Millio-
nen Ukrainer aufgenommen, mehr als
jedes andere Land in Europa. In Polen
sind es rund 956.000. In Deutschland
erhalten ukrainische Flüchtlinge direkt

nach Ankunft Bürgergeld, andere
Schutzsuchende erhalten dieses erst
nach ihrer Anerkennung im Asylverfah-
ren, was oft neun Monate dauert. Ein al-
leinstehender Bürgergeld-Bezieher er-
hält seit diesem Jahr monatlich 563 Eu-
ro. Hinzu kommen unter anderem Zu-
schüsse für Miete und Heizung, die vom
jeweiligen Wohnort abhängen und stark
variieren. Das Bundesarbeitsministeri-
um geht für Alleinstehende von einem
durchschnittlichen Regelbedarf von
insgesamt 954 Euro im Monat aus, den
der Staat deckt. 

Eine Analyse der Wissenschaftlichen
Dienste des Bundestags, die im Auftrag
der CDU-Abgeordneten Gitta Conne-
mann erstellt wurde und dieser Zeitung
vorliegt, kommt zu dem Ergebnis, dass
ukrainische Flüchtlinge in Deutschland
deutlich höhere Sozialleistungen erhal-
ten als in nahezu allen anderen Staaten
Europas. Am besten vergleichbar sind
die Zahlen für Alleinstehende: So be-
kommen diese in Schweden lediglich

ein Tagesgeld, das auf einen Monat ge-
rechnet 180 Euro beträgt. Dazu gibt es
unter Bedingungen 30 Euro Wohngeld
und ein Sondergeld. In Polen erhalten
Ukrainer grundsätzlich keine dauerhaf-
ten Geldleistungen, gezahlt wird dort
eine Starthilfe von umgerechnet 70 Eu-
ro, für Familien und besonders Bedürf-
tige gibt es Einzelprogramme. Öster-
reich gewährt alleinstehenden Ukrai-
nern bis zu 260 Euro im Monat, die
Mietkosten werden mit maximal 165 Eu-
ro bezuschusst. Die Niederlande zahlen
Einzelpersonen pro Monat Beihilfen
und Zulagen von 384,10 Euro, in Italien
sind es 300 Euro, in Frankreich 426 Eu-
ro. In Finnland wird eine „Aufnahme-
beihilfe“ von monatlich 348,50 Euro ge-
zahlt. Die sogenannte Grundsozialhilfe
von 587,10 Euro pro Monat kann ge-
währt werden, wenn ein Flüchtling dau-
erhaft im Land lebt.

Höhere Leistungen als in Deutsch-
land erhalten Ukrainer indes in Belgien
mit 1288,46 Euro pro Monat für Allein-

stehende. In Norwegen sind es umge-
rechnet 670 Euro, hinzu kommen aller-
dings Wohnungsbeihilfen und eine
„Einführungsbeihilfe“ von rund 17.300
Euro im Jahr, wenn der Antragsteller
vollzeitbeschäftigt ist. Damit soll die
Arbeitsaufnahme gefördert werden. Die
Regierung in Oslo will die Hilfen aller-
dings deutlich zurückfahren. 

Laut der Wissenschaftlichen Dienste
sind wegen der unterschiedlichen
Struktur der Sozialsysteme in den euro-
päischen Staaten unmittelbare Verglei-
che nur eingeschränkt möglich. Nahezu
alle Länder bieten Ukrainern staatliche
Unterkünfte und einen Zugang zum Ge-
sundheitssystem an. Nicht erfasst wur-
den Länder wie Tschechien, Bulgarien
oder Rumänien, in denen die Kriegs-
flüchtlinge nur sehr geringe finanzielle
Unterstützung erhalten. 

In kaum einem anderen Land ist die
Quote der Ukrainer, die arbeiten, so ge-
ring wie in Deutschland. Hierzulande
ist knapp ein Fünftel beschäftigt. In Dä-

nemark sind es mehr als drei Viertel, in
Polen und Tschechien zwei Drittel, in
den Niederlanden und Großbritannien
über die Hälfte. Nur in Belgien, dem
Land mit den höchsten Sozialleistungen
für ukrainische Flüchtlinge, arbeiten
diese noch seltener (17 Prozent). 

Deutschland sei für Ukrainer seit
Kriegsbeginn Zielland Nummer eins,
aber in kaum einem anderen Zufluchts-
staat würde ein so geringer Anteil der
Flüchtlinge arbeiten, wie hierzulande,
kritisiert Connemann, die auch Vorsit-
zende der Mittelstands- und Wirt-
schaftsunion ist. „Für einen Großteil
wird das Bürgergeld zur Falle. Der Ar-
beitsanreiz ist bei uns zu niedrig. Der
groß angekündigte ‚Job-Turbo‘ zündet
nicht“, sagte die CDU-Politikerin mit
Blick auf die von Arbeitsminister Hu-
bertus Heil (SPD) angekündigte Be-
schäftigungsoffensive. Ziel müsse sein,
„endlich mehr Geflüchtete in Arbeit zu
bringen. Schließlich sind bei uns über
1,7 Millionen Stellen unbesetzt“.

Attraktive Sonderstellung für Ukrainer bei Sozialleistungen
Neue Studie des
Bundestags zeigt:
Deutschland zahlt
mehr als die meisten
EU-Länder. Kritik von
Kommunen und CDU

Einige Ärzte rechnen bewusst falsche Diagnosen und Leistungen ab – mit fatalen Folgen für Patienten E s waren nur zwei Wor-
te, die das Vertrauen
von Niklas Peters in
seinen Hausarzt er-
schütterten. Zwei Wor-
te, die er gleich mehr-
fach in einem Doku-

ment seiner Krankenkassen entdeckte.
In dem Papier, offiziell „Patientenquit-
tung“ genannt, waren alle Diagnosen
und Leistungen aufgelistet, die seine
Ärzte in den vergangenen Jahren abge-
rechnet haben.

VON KAJA KLAPSA

„Psychosomatische Krankheitszu-
stände“, las Peters, 2020, 2021 und 2022
aufgeführt. Der 25-jährige Polizeian-
wärter aus Nordrhein-Westfalen, der
eigentlich anders heißt, konnte es kaum
glauben. „Ich war komplett schockiert,
was mein Hausarzt mir diagnostiziert
hat“, sagt er im Gespräch mit dieser
Zeitung. „Ich war noch nie in meinem
Leben psychisch erkrankt oder in Be-
handlung“. Er besuchte den Arzt da-
mals wegen zwischenzeitlicher Schlaf-
probleme.

Peters gehört mutmaßlich zu den Be-
troffenen von Abrechnungsbetrug. Bei
diesem rechnen Ärzte aus finanziellem
Anreiz Leistungen ab, die nie stattge-
funden haben, teilweise erfinden sie Di-
agnosen. Wie oft dies in Deutschland
passiert, weiß niemand genau, umfas-
sende Kontrollen sind kaum möglich.
Internationale Studien haben ergeben,
dass durch Betrug im Gesundheitswe-
sen durchschnittlich ein jährlicher
Schaden von etwa sechs Prozent aller
Gesundheitsausgaben entsteht. In
Deutschland wären dies knapp 30 Milli-
arden Euro. Die meisten gesetzlich Ver-
sicherten bekommen von möglichen
Falschabrechnungen ihres Arztes
nichts mit. Nur wenige haben eine elek-
tronische Patientenakte oder fragen bei
ihrer Krankenkassen nach der Patien-
tenquittung, auf die jeder Versicherte
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